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G R I E C H E N L A N D

Und was machen die sonst so?
Griechenlands Minister kümmern sich vor allem um
Symbolpolitik und Reformen zugunsten der Reichen. Beim
Wahlversprechen, den Euro zu retten, drücken sie sich.
VON Jochen Bittner;Matthias Krupa;Mark Schieritz;Michael Thumann | 25. April 2015 - 10:48 Uhr

© dpa

Alexis Tsipras

Lesen Sie hier die englische Fassung des Textes.

"Das da", sagt der griechische Steuerbeamte und zeigt auf ein Kabel, das von seinem

Laptop aus mit Paketband verklebt über den Büroboden führt, "habe ich selbst gelegt." Eine

Internetverbindung habe das Finanzamt, in dem er arbeitet, nämlich nicht. Yannis (Name

geändert) bezahlt den Zugang selbst. Ohne juristische Online-Datenbank, sagt er, komme

er nicht an die Gesetzestexte heran, auf deren Grundlage er Steuerbescheide ausstellen

soll. Die Regierung in Athen liefere nichts Gedrucktes. Sie liefere ihm nicht einmal einen

zeitgemäßen PC, weswegen das selbst gelegte Datenkabel in Yannis’ privatem Laptop

endet, mitgebracht von zu Hause. Den Drucker, er deutet auf das Regal neben ihm, habe er

auch selbst bezahlt.

Vor der Bürotür in dem Amt, das die Menschenfreundlichkeit eines Heizungskellers

versprüht, stapelt sich ein halbes Dutzend schwerer Müllsäcke, vollgepackt mit

Steuerunterlagen. Sein "Archiv" nennt Yannis den Haufen. Es sei ja schön und gut, dass

er auch ältere Akten auf Steuerbetrug prüfen solle – nur, wie solle er das stemmen, unter

diesen Umständen?

Die Probleme von Yannis sind seit drei Monaten auch die Probleme von Alexis Tsipras

. Oder sollten es zumindest sein. Tsipras und das von ihm geführte Linksbündnis Syriza

haben vor einem Vierteljahr in Griechenland die Macht übernommen. Ihr Wahlsieg war
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eine Zäsur in der Geschichte des Landes. Erstmals gelangte mit Tsipras ein Außenseiter

an die Macht, der nicht der Kaste derjenigen angehört, die das Land in den vergangenen

Jahrzehnten zugrunde gerichtet haben. Tsipras hat seinen Wählern versprochen, den

maroden Staat zu sanieren, Schluss zu machen mit Korruption, Vetternwirtschaft und

einer Sparpolitik, die – so sieht er das – der griechischen Wirtschaft die Luft zum Atmen

genommen und vor allem die sozial Schwachen belastet hat.

Tsipras hat dafür viel riskiert. In der EU ist Griechenland praktisch isoliert, die

Beziehungen zu den wichtigsten europäischen Verbündeten sind ruiniert. Weil kein

Geld aus Brüssel mehr fließt, droht dem Land die Pleite , die Mitgliedschaft in der

Währungsunion steht zur Disposition . Diese Woche hat die Regierung per Dekret

angeordnet, dass Kommunen und staatseigene Unternehmen ihre Barreserven auf ein

Staatskonto überweisen, damit wenigstens die laufenden Rechnungen bezahlt werden

können.

Seit drei Monaten ist die neue Regierung nun im Amt. Das ist angesichts der

Herausforderungen, denen sie sich gegenübersieht, keine lange Zeit. Doch nach drei

Monaten kann man die Frage stellen, ob zumindest die Richtung stimmt. Wie in

Griechenland regiert wird – und für wen.

Vergangene Woche im griechischen Parlament: Abgeordnete laufen mit gehetztem

Blick durch Gänge und Kantinen. Aus den Büros weht Zigarrenrauch auf die

gemäldegeschmückten Flure. Viele hier arbeiteten tatsächlich von morgens bis Mitternacht,

berichten Parlamentskorrespondenten. Es ist schwer, einen Parlamentarier von Syriza zu

fassen zu kriegen; die meisten wollen entweder die Plenardebatte verfolgen, die gerade

läuft, oder selber dort sprechen.

Im Abgeordnetensaal geht es um das dritte Gesetz, das die neue Regierung verabschieden

möchte. Das erste hatte zum Ziel, die "humanitäre Krise" zu mildern, die die Sparpolitik

angeblich ausgelöst hatte. Unter anderem sollen dadurch alle Bürger Zuschüsse erhalten,

die ihre Stromrechnung nicht mehr bezahlen können. Das zweite Gesetz diente dazu, die

Pflichten und Strafen für säumige Steuerschuldner abzumildern. Das dritte, dasjenige,

das gerade mit Leidenschaft im Plenum verhandelt wird, soll die Lage in den überfüllten

griechischen Gefängnissen verbessern. Insbesondere soll es all jene befreien, die aufgrund

von Schulden inhaftiert worden sind.

Gibt es gerade nichts Dringenderes? In den Finanzämtern eines Beinahepleitestaates gibt

es keine Gesetzestexte, und die Regierung kümmert sich um Knastpolitik und ausgerechnet

um Erleichterungen für Steuerschuldner ?

http://www.zeit.de/2015/16/griechenland-bankrott-pleite-ezb-iwf
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Nein, widerspricht Triantafyllos Mytafidis, ein Syriza-Abgeordneter, der sich auf einen

Kaffee in der Fraktions-Pantry hat überreden lassen. "Es geht um Maßnahmen des

Überlebens", sagt er. "Was wir hier gerade machen, ist das Minimum dessen, was die

Leute brauchen." Europa müsse endlich einmal Folgendes begreifen: "Priorität für diese

Regierung hat, den Griechen zu helfen. Das sind unsere Reformen. Die Reformen, die

die EU fordert, kommen später." Not kennt kein Gebot, lautet das Credo. Schon gar nicht

irgendwelche Rückzahlungsfristen der Gläubiger.

Und zur Not – so denken einige hier – gebe es ja auch noch die Russen und die Chinesen

. Deren Taschen seien tief, und Griechenland habe geostrategisch einiges zu bieten.

Hochrangige Syriza-Politiker berichteten am Wochenende von Milliardenzahlungen aus

Moskau, die "das Blatt wenden" würden. Es geht um eine Pipeline, die russisches Gas über

griechisches Territorium nach Europa befördert. Die Transitgebühr, so sagen sie, würde den

Griechen praktisch vorab überwiesen – und die Geldsorgen lindern.

Das Hilton in Athen ragt wie gigantischer Ziegelstein in den Himmel. In diesen Wochen

haben sich hier wieder einmal rund zwei Dutzend Mitarbeiter der Europäischen

Zentralbank (EZB), der Europäischen Kommission und des Internationalen Währungsfonds

(IWF) einquartiert: Sie bilden die in Griechenland berüchtigte Troika, die die Umsetzung

der von den Europäern verordneten Reformen überwacht und aus Sicht vieler Griechen

zum Symbol geworden ist für alles, was in dieser Krise schiefgelaufen ist. Es gibt

einen Dokumentarfilm, in dem ein ehemaliger Minister von der "Demütigung" und

"Unterwerfung" durch die Mitarbeiter der Troika berichtet. Früher gingen sie in den

Ministerien ein und aus, heute haben sie dort Hausverbot und müssen sich mit den Beamten

im Hotel treffen. Das hat Tsipras so angeordnet, der die Kontrolleure am liebsten ganz aus

dem Land geworfen hätte.

Nach einigen Telefonaten kann man einen der Aufseher treffen. Sein Name darf allerdings

nicht in der Zeitung stehen. Er hat jede Menge Grafiken mitgebracht – und sagt gleich

zu Beginn des Gesprächs einen ungewöhnlichen Satz: Er habe die Wahl von Tsipras als

Chance begriffen, aber diese Chance sei vergeben worden. Weil die neue Regierung ihre

eigenen Versprechen nicht halte.

Da ist zum Beispiel die Geschichte mit den Hauseigentümern. Am 4. März geht eine

E-Mail aus Athen in der Zentrale der EZB in Frankfurt ein. Absender: das griechische

http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-04/griechenland-russland-china-milliarden-pipeline
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Wirtschaftsministerium. Um die humanitäre Katastrophe zu bekämpfen, so steht es in der

Mail, habe man ein Gesetz erarbeitet, das Immobilienbesitzer vor Zwangsversteigerungen

schützen solle. Weil ein solches Gesetz Auswirkungen auf die Stabilität der Finanzmärkte

haben kann, muss es zur Kommentierung bei der Notenbank eingereicht werden.

Ein Rettungsschirm für die Opfer der Banken, denen Zwangsversteigerungen drohen – das

passt zu der Erzählung, die Syriza groß gemacht hat und die die Popularität der Bewegung

weit über die Grenzen Griechenlands hinaus erklärt: dass unter Tsipras die Sparpolitik

mitsamt ihren Ungerechtigkeiten korrigiert werde.

Doch je tiefer sich die Experten der Notenbank in die Paragrafen einarbeiten, desto größer

werden ihre Zweifel, dass es der Regierung wirklich um Gerechtigkeit geht. In den Genuss

der Sonderregel sollen Schuldner mit einem Nettojahreseinkommen von bis zu 50.000 Euro

und einem Vermögen von bis zu 500.000 Euro kommen. Das ist sogar in einem reichen

Land wie Deutschland viel Geld, der Kreis der Betroffenen reicht damit in Griechenland bis

weit in die Oberschicht hinein.

Für die EZB ist die Sache deshalb klar: Die neue Regierung will selbst vermögenden

Hausbesitzern etwas Gutes tun – auf Kosten der Allgemeinheit, denn die Banken werden

sich die Verluste zum Beispiel durch höhere Kreditzinsen für alle wieder hereinholen,

wenn sie säumige Schuldner nicht mehr belangen dürfen. In ihrem Kommentar zu dem

Gesetzesentwurf schreibt die Notenbank deshalb, statt Gutverdiener zu schützen, solle

sich Griechenland endlich um die Entwicklung eines "sozialen Sicherheitsnetzes" für die

wirklich Bedürftigen kümmern.

Die neoliberale Troika wirft einer linksradikalen Regierung vor, eine Politik für die

Reichen zu machen – auch das gehört zur Bilanz der ersten drei Monate von Alexis Tsipras

.

Zumal es in dieser Bilanz mehrere Posten dieser Gestalt gibt: Die Neufassung des Gesetzes

über den Umgang mit Steuerschuldnern läuft darauf hinaus, dass auch Superreiche mit

einer Steuerschuld von mehr als einer Million Euro straffrei blieben. Das soll – so die

offizielle Begründung – mehr Geld in die Kassen spülen. Aber ist es gerecht?

Und dann ist da noch das Schicksal der sogenannten Taskforce – einer Einheit von bis zu

60 Mitarbeitern der EU-Kommission, die das Land bei der Umsetzung wichtiger Reformen

unterstützt. Sie hat dabei geholfen, das Gesundheitswesen zu modernisieren oder die

Korruption zu bekämpfen . Schon unter den vorhergehenden Regierungen verlief die

Zusammenarbeit mitunter schleppend. Doch seit Syriza an der Macht ist, ruht die Arbeit

der Taskforce fast vollständig.

Vielleicht ist das alles verständlich angesichts einer Regierung, die im wahrsten

Sinne des Wortes aus dem Nichts kommt. So gut wie keiner der Syriza-Minister hat

Verwaltungserfahrung – dafür aber umso mehr revolutionären Eifer. Syriza eine Partei

http://www.zeit.de/schlagworte/personen/alexis-tsipras/index
http://www.zeit.de/wirtschaft/2015-04/griechenland-korruption-tsipras
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zu nennen ist wahrscheinlich schon eine Übertreibung. Es ist viel eher eine Sammlung

aus Sozialisten, Kommunisten, orthodoxen Marxisten-Leninisten, Antikapitalisten,

Postmaterialisten, Feministen, um nur die Wichtigsten zu nennen. In bloß zehn Jahren ist

Syriza von einer Splittergruppe mit einem Stimmenanteil von 5 Prozent zur regierenden

Kraft mit 36 Prozent emporgeschossen – dank all der Wähler, denen es das Allerwichtigste

war, endlich die korrupten Altparteien aus dem Parlament zu fegen. Vielleicht stellt man

sich aus deutscher Sicht diese politische Explosion am besten so vor, als hätten die Grünen

1990 die Bundestagswahlen gewonnen – und dann mit den Republikanern eine Koalition

gebildet.

Ist diese Regierung also schlicht irre? Oder noch schlimmer: Macht sie einfach da weiter,

wo ihre Vorgänger aufgehört haben?

So befremdlich aus europäischer Sicht der Kurs wirken mag, den Tsipras eingeschlagen hat

– aus innenpolitischer Perspektive ist er für ihn persönlich ein Erfolg. Die Beliebtheit des

jungen Premierministers nahm nach den Wahlen zu, sie liegt derzeit bei 65 Prozent.

Innerhalb der Regierungskoalition selbst steht Tsipras keineswegs so souverän da. Sowohl

die radikale Parteilinke, angeführt vom Strukturreform-Minister und Altkommunisten

Panagiotis Lafazanis, wie auch der nationalistische Koalitionspartner in Kabinettsgestalt

von Verteidigungsminister Panos Kammenos wachen mit Argusaugen darüber, dass Tsipras

der verhassten EU nicht ein Zugeständnis zu viel macht.

Es könnte also sein – das ist eine Interpretation seiner Politik –, dass Tsipras gerade Kräfte

sammelt für den großen Sprung. Dass er also auf die eine oder andere Befindlichkeit

Rücksicht nimmt, um sich auf diese Weise innenpolitischen Spielraum zu verschaffen. Und

dass er, wenn er diesen Spielraum hat, sein wahres Gesicht zeigt und dann die zweite Phase

eines ausgeklügelten Plans in Kraft tritt: der Staats-Neustart, auf den gerade die junge

Generation so sehnsüchtig wartet.

Es gibt viele Griechen, die das genau so sehen. Und die sagen, dass der Wechsel nicht von

heute auf morgen gelingen kann, nicht auf Stichtage hin jedenfalls, zu denen die Geldgeber

bestimmte Reformen von Griechenland einfordern. Denn Griechenland , das ist im Moment

Patient und Arzt in einer Person. Es leidet und es diagnostiziert sich, vor allem aber will es

wirklich gesunden.

Bloß, was die Troika bisher als Heilung vorgeschlagen habe, sagt der für

Verwaltungsreformen zuständige Minister, Giorgos Katrougalos, sei "tödlicher als

die Krisenkrankheit selbst". Es helfe gar nichts, im öffentlichen Sektor nach dem

Rasenmäherprinzip zu kürzen. Weil es zum Beispiel eher zu wenige als zu viele

Steuereintreiber gebe. Auch deren Arbeitsbedingungen sind offenbar katastrophal: Jene

von Yannis, dem Beamten mit dem selbst verlegten Internetkabel, seien typisch, berichtet

Michalis Koupkas, der bei der Gewerkschaft für den Norden Griechenlands zuständig ist.

"Viele der Kollegen stehen kurz vorm Burn-out." Nicht nur sei die Anzahl der Beamten

http://www.zeit.de/schlagworte/orte/griechenland/
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wegen der Sparvorgaben gekürzt worden. Auch die Gehälter seien halbiert worden.

Für ein Monatssalär von 1.200 Euro arbeiteten viele Steuerbeamte trotzdem noch am

Wochenende, um die Aktenberge zu bewältigen. "Jetzt stellen Sie sich vor, was all das für

das Familienleben bedeutet." Er und viele andere Beamte, sagt Koupkas, fühlten sich "wie

Soldaten an vorderster Front des Staates. Aber man lässt uns allein." Es sei ja richtig, dass

Europa Forderungen stelle. Aber es müsse auch helfen.

Was die Kreditgeber von Griechenland erwarteten, sagen mittlerweile auch

Verwaltungsfachleute, die Syriza nicht nahestehen, sei falsch. Einen Big Bang, die

eine nationale Anstrengung, die alles zum Besseren wende, könne es nicht geben. Was

Griechenland realistischerweise liefern könne, seien viele kleine Schritte. Nur: Wie viele

Milliarden werden die Europäer dafür bereitstellen?

Am vergangenen Donnerstag landet der griechische Finanzminister Yanis Varoufakis in

Washington. Der Internationale Währungsfonds hält in der amerikanischen Hauptstadt

seine Frühjahrstagung ab, Finanzminister und Notenbanker aus aller Welt sind gekommen,

um über die Lage der Weltkonjunktur und den Zustand der Finanzmärkte zu beraten.

Varoufakis nimmt an einer Podiumsdiskussion in der renommierten Denkfabrik Brookings

teil. Er spricht lange, über das Versagen Europas in der Krise und die Defizite der

Rettungspolitik. Für Varoufakis, den Superstar unter den Finanzministern, ist es ein

Heimspiel, bei seinen amerikanischen Zuschauern kommen solche Ausführungen an. Sie

sind ebenfalls der Meinung, dass die Europäer nicht entschlossen genug reagiert haben.

Nach der Veranstaltung wird ein Vertreter der EU sagen, er habe "nichts" darüber

gehört, wie Varoufakis denn nun die Finanzen seines Landes konkret stabilisieren wolle.

Tatsächlich sind Griechenlands Partner in der EU ratlos. Sie haben klargemacht, dass es

ohne neue Reformen kein frisches Geld gibt.

Griechenland hat eine 26-seitige Liste vorgelegt, die aber aus Sicht der Geldgeber nicht

ausreicht, weil sie wichtige Problemfelder wie den Arbeitsmarkt oder das Rentensystem

nicht behandelt. Zudem haben die Berichte über Subventionen für Hausbesitzer und

Milliardäre in Brüssel für Unruhe gesorgt. Inzwischen sagt sogar ein Griechenversteher wie

der französische Finanzminister Michel Sapin, er habe "kein Verständnis" für den Kurs der

neuen Regierung.

Deshalb gibt es noch eine zweite Interpretation dessen, was in diesen Tagen in

Griechenland geschieht: dass nämlich Tsipras und seine Leute schlicht nicht daran glauben,

dass die Europäer die Griechen, wenn es hart auf hart kommt, wirklich fallen lassen

würden. Weil man im Zweifel lieber ein paar Milliarden mehr nach Athen überweist, als

einen Euro-Austritt Griechenlands mit seinen unkalkulierbaren Folgen zu wagen. Und dass

die griechische Regierung somit im Prinzip tun kann, was sie will.

http://www.zeit.de/schlagworte/personen/yanis-varoufakis/index
http://www.zeit.de/wirtschaft/2015-04/griechenland-euro-varoufakis-grexit
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Da würde man sich in Athen allerdings verkalkulieren. Die Europäer sind zu

Kompromissen bereit, doch ganz ohne Gegenleistung werden sie Griechenland nicht in

der Währungsunion halten. Daran ändert auch ein Deal mit den Russen nichts. Denn nach

europäischem Recht darf der russische Gaskonzern Gazprom zwar Gas liefern, aber nicht

zugleich Pipelines betreiben. Den Betrieb könnte ein Investor übernehmen, doch der würde

dann auch Gebühren haben wollen. Und wenn Griechenland die Rohre selbst verlegt, kostet

das zunächst einmal Geld.

Es naht also der Tag, an dem sich Tsipras entscheiden muss: für den Euro oder dagegen. An

diesem Tag wird sich endgültig herausstellen, ob Tsipras mehr kann als Wohltatenpolitik.
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